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Plenarbericht der CDU-Fraktion im Thüringer Landtag

6. und 7. Plenarsitzung am 17. und 18. Dezember 2009

Verwaltungsgebühren an Hochschulen sollen abgeschafft werden

In erste Lesung hat der Landtag einen Gesetzentwurf der Landesregierung beraten, mit dem die Verwaltungsgebühren an den Hochschulen in Thüringen abgeschafft werden sollen (Top 1; Drs. 5/177). Der kulturpolitische Sprecher der CDU-Landtagsfraktion, Dr. Mario Voigt, sieht darin „eine gute Nachricht für alle Studenten“. Das Vorhaben müsse nun schnell umgesetzt und den Hochschulen die Einnahmeausfälle von 2,5 Mio. € ersetzt werden. Ein Studium ohne Studien- und Verwaltungsgebühren bezeichnete Voigt als „entscheidenden Standortfaktor“.

Kommunal-Kombi zu teuer und ineffizient

Das Plenum hat mit den Stimmen der CDU-Fraktion eine von den Linken beantragte Verlängerung des so genannten Kommunal-Kombi (Top 3; Drs. 5/31) abgelehnt. Das Modell ist nach den Worten der CDU-Landtagsabgeordneten Elke Holzapfel „zu teuer und zu wenig effizient. Der Schwerpunkt einer sinnvollen Unterstützung müsse in der Wirtschaft, insbesondere im Mittelstand ansetzen.“ Nur ein nachhaltiges Wachstum schafft bzw. sichert laut Holzapfel Arbeitsplätze.

Kosten der Unterkunft für Hartz-IV-Empfänger

„Die Bundesbeteiligung an den Kosten der Unterkunft für Hartz-IV-Empfänger muss sich auch 2010 an der tatsächlichen Ausgabenentwicklung orientieren.“ Das erklärte die finanzpolitische Sprecherin der CDU-Fraktion, Annette Lehmann, in der Debatte über die künftige Bundesbeteiligung auf Antrag der Linken (Top 4; Drs. 5/59). Die CDU drängt auf die versprochene Entlastung der Kommunen in einem Volumen von mehr als 2,5 Mrd. €. Die Landesregierung müsse sich im Vermittlungsausschuss dafür entsprechend einsetzen.

Ausstoß von CO2 bei Dienstfahrzeugen bereits deutlich reduziert

Als „feinsten Populismus“ hat der landwirtschafts- und umweltpolitische Sprecher der CDU-Landtagsfraktion, Egon Primas, einen Antrag der Grünen bezeichnet, die Flotte der Dienst-PKW der Landesregierung auf schadstoffärmere Autos umzurüsten (Top 5; Drs. 5/73). Primas wörtlich: „Ein Großteil der augenblicklich genutzten Dienstfahrzeuge wurde bereits unter der Maßgabe eines verringerten CO2-Ausstoßes angeschafft, und alle zukünftigen Neuanschaffungen unterliegen dieser Vorgabe auch weiterhin.“ Der Landtag lehnte den Antrag mit den Stimmen der CDU-Fraktion ab.

380-kV-Leitung: Vernünftige Lösung im Sinne der Betroffenen

Über die 380-kV-Hochspannungstrasse durch den Thüringer Wald wird im Wirtschaftsausschuss des Landtags weiter beraten. Das Plenum hat einen Antrag der Linken (Top 7; Drs. 5/125) dorthin überwiesen. Für die CDU-Fraktion begrüßte der Südthüringer Abgeordnete Henry Worm, dass die Landesregierung die Vertreter der Bürgerinitiative zu einem gemeinsamen Gespräch eingeladen hat. Das Land habe es jedoch nicht in der Hand, den Ausbau transeuropäischer Netze zu verhindern. Die CDU-Fraktion werde sich „im anstehenden Verwaltungsverfahren im Sinne einer vernünftigen Lösung für die Betroffenen einbringen“.

Ab 2014: Strombezug komplett aus erneuerbarer Energie

„Mit neuen Verträgen wollen wir für Landesimmobilien ab 2014 Strom zu 100 % aus erneuerbaren Energien beziehen.“ Dieses ehrgeizige Ziel hat die CDU-Finanzpolitikerin Annette Lehmann in der Diskussion zu einem Antrag der Grünen zum nachhaltigen Strombezug des Freistaats Thüringen formuliert (Top 7; Drs. 5/152). „Im Jahr 2010 werden bereits rund 47 % und für das Jahr 2011 rund 50 % der Strommenge für Landesimmobilien aus erneuerbaren Energien geliefert“, fasste sie den aktuellen Sachstand zusammen.
Klares Votum für Babykörbchen und anonyme Geburt

Mit den Stimmen der CDU-Fraktion hat sich der Landtag dafür ausgesprochen, so genannte „Babyklappen“ – besser: Babykörbe – und die Möglichkeiten zur anonymen Geburt zu erhalten. In der Aussprache zu einem Antrag der Grünen (Top 9; Drs. 5/155) bezeichnete der sozialpolitische Sprecher der CDU-Landtagfraktion, Christian Gumprecht, diese Einrichtungen als „wirksame Maßnahmen zur Verhinderung von Schwangerschaftsabbruch, Kindesaussetzung und Kindestötung.“ Der Landtag stellte sich damit gegen eine Empfehlung des Deutschen Ethikrates und wird das Thema im Ausschuss für Soziales, Familie und Gesundheit weiter beraten.

Umfangreiche Mitwirkungsmöglichkeiten für Schüler und Studenten

An den Thüringer Schulen und Hochschulen gibt es umfangreiche Mitwirkungsrechte für Schüler und Studenten. Das hat der kulturpolitische Sprecher der CDU-Landtagsfraktion, Dr. Mario Voigt, in einer von den Grünen beantragten Debatte zur Mitbestimmung an den Einrichtungen (TOP 10; Drs. 5/156) herausgestellt. Er warnte davor, fälschlich von demonstrierenden Studenten auf begrenzte Mitwirkungsmöglichkeiten zu schließen. Mit Blick auf die geringe Beteiligung an den Wahlen zu den Studentenräten sagte Voigt: „Tatsächlich verweigern die Studenten vielfach den bestehenden Einrichtungen ihre Stimme.“

Initiative zur rechtlichen Absicherung der Jobcenter

Die CDU-Fraktion will die Jobcenter der Arbeitsgemeinschaften von Kommunen Arbeitsagenturen (ARGEN) rechtlich absichern. Das ist das Ziel eines mit der SPD-Fraktion gemeinsam eingebrachten Antrags (Top 11; Drs. 5/178). Hintergrund: Das Bundesverfassungsgericht hält die ARGEN für verfassungswidrig. Michael Heym, Obmann für Wirtschaft und Arbeit in der CDU-Fraktion, stellte zwei mögliche Wege zur Debatte. Entweder werde das Grundgesetz geändert oder die Länder werden für die Verwaltung der Aufgabe zuständig. Entscheidend für Heym: „Wir fordern Organisationsstrukturen die sich am Bürger ausrichten.“ Das Thema wird im Wirtschaftsausschuss weiter beraten.

ALG II: Weniger Verfahren durch bessere Bescheide

Durch qualitativ bessere Bescheide, ein effektives Beschwerdemanagement und zeitgerechte Bearbeitung soll die Zahl der sozialrechtlichen Streitfälle zum Arbeitslosengeld II reduziert werden (Top 12; Drs. 5/182). Das ist eine Schlussfolgerung, die der justizpolitische Sprecher der CDU-Landtagsfraktion, Fritz Schröter aus der hohen Verfahrenszahl in diesem Bereich zieht. Wie Schröter sagte, ist es ein Ziel der Thüringer Regierungskoalition, alle erforderlichen Maßnahmen zu treffen, um die Verfahren zügig abzuarbeiten.

Kurzarbeit hilft K+S-Belegschaft in Unterbreizbach

Die Verlängerung der Kurzarbeiterregelung ist im Interesse der Belegschaft von K+S am Standort Unterbreizbach. Sie hilft, die Absatzkrise und den damit einhergehenden Preisverfall auf dem Weltkalimarkt zu überbrücken. Davon ist Egon Primas, Sprecher der CDU-Fraktion für Landwirtschaft, Umwelt und Naturschutz, überzeugt. Der Vorstellung der Linken (Top 13; Drs. 5/183), die Belegschaft in der Altlastensanierung einzusetzen, statt sie kurzarbeiten zu lassen, lehnte er ab. Das sei angesichts der jeweils erforderlichen Qualifikationen nicht möglich. „Die Kurzarbeit muss jedoch auf das unumgängliche Maß beschränkt werden“, so Primas.

Rechte für behinderte Menschen Konsens in der Koalition

Die Forderungen der Linken zu den Rechten behinderter Menschen (Top 14; Drs. 5/184) sind Konsens in der Koalition. Das hat der sozialpolitische Sprecher der CDU-Landtagsfraktion erklärt. Das betreffe unter anderem die Umsetzung der einschlägigen UN-Konvention, die Sicherung der Beratungsstellen, die Stärkung des Behindertenbeauftragten, diverse Mitwirkungsmöglichkeiten oder die Verbesserung der schwierigen Integration in den ersten Arbeitsmarkt. Der Landtag überwies den Antrag der Linken zur weiteren Beratung in die Ausschüsse.

Extremistische Gewalt: Besserer Schutz für Polizisten und Rettungskräfte

Polizisten, Feuerwehrleute und Rettungsdienstmitarbeiter sollen durch das Strafrecht künftig umfassender vor politisch motivierter Gewaltkriminalität geschützt werden. Das hat der innenpolitische Sprecher der CDU-Landtagsfraktion, Wolfgang Fiedler, in einer von der CDU beantragten Aktuellen Stunde zu politisch motivierten Straftaten in Thüringen gefordert. Fiedler hält diesen Schritt angesichts eines deutlichen Anstiegs der politischen Gewaltkriminalität und zunehmender Übergriffe für geboten. Er forderte die Landesregierung dazu auf, den Rechts- und Linksextremismus gleichermaßen entschlossen zu bekämpfen.

Klimaschutz: Vorsprung Thüringens wirtschaftlich nutzen

Der Kopenhagener Klimagipfel gab den Anstoß zum zweiten Teil der Aktuellen Stunde. Der zuständige fachpolitische Sprecher der CDU-Fraktion, Egon Primas, verdeutlichte, dass Thüringen beim Klimaschutz insbesondere in der vergangenen Legislatur bereits vieles erreicht hat. Im Klimaschutz und der Anpassung an den Klimawandel sieht er vor allem eine wirtschaftliche Chance für Thüringen, „weil wir auf diesem Gebiet weiter sind als andere Länder und diesen Vorsprung nutzen können“, so Primas wörtlich.

Güterverkehr: Bahn informiert unzulänglich

Aufklärung über vermeintlich geplante Einschnitte der DG AB in den regionalen Güterverkehr hat die bau- und verkehrspolitische Sprecherin der CDU-Landtagsfraktion, Christina Tasch, gefordert. In der Aktuellen Stunde zu diesem Thema bedauerte Tasch, dass durch unzulängliche Informationen die Spekulationen ins Kraut schössen. Sollten tatsächlich Einschnitte erforderlich sein, „müssen sie vernünftig kommuniziert und sozial abgewogen umgesetzt werden“, sagte die CDU-Abgeordnete.

